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In dem Rechtsstreit 

Amtsgericht 
Jever 

Verkündet am 17.12.2021 

--1111 , Justizangestellte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

Lorraine Media GmbHvertr. d. d .•••••• , Hauptstr. 117, 10827 Berlin 
Klägerin 

Prozessbevollmächtigte: ••••••••••••••••••••••••• 

Geschäftszeichen: 

gegen 

Beklagte 

1Yl~('htllntl'>r: Rechtsanwalt Dr 

Geschäftszeichen: •••••• 

hat das Amtsgericht Jever auf die mündliche Verhandlung vom 15.11.2021 durch den Richter 
am Amtsgericht für Recht erkannt: 

I. Der Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Weddihg vom 26.01.2021 
(Az.: ) wird aufrechterhalten. 



11. Die Beklagte trägt die weiteren Kosten des Rechtsstreits. 

111. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Tatbestand 

Von der Darstellung des Tatbestandes wird gemäß § 313 a Abs. 1 ZPO abgesehen . 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch der Beklagten gegen den Vollstreckungsbescheid vom 26.01.2021 ist zulässig, 
in der Sache jedoch unbegründet. 

Die Klägerin hat Anspruch auf Zahlung der Vergütung für ein Folgejahr in Höhe von 399,00 € 
aus dem am 07.09.2019 mit der Beklagten geschlossenen "gewerblichen Daueranzeigenauf­
trag zur selbstständigen/beruflichen Tätigkeit als Model" in Verbindung mit § 631 BGB. 

Die Parteien haben wirksam einen als Werkvertrag zu qualifizierenden Vertrag abgeschlos­
sen, der darauf gerichtet ist, eine digitale Fotoserie anzufertigen, daraus eine digitale Anzeige 
anzufertigen, die Anzeige auf Dauer digital im Internet zu veröffentlichen und Anfragen von 
Dritten digital an die Beklagte weiterzuvermitteln. 

Der Vertrag ist weder nichtig, noch wirksam angefochten, widerrufen oder gekündigt. 

Eine Nichtigkeit des Vertrages nach § 138 BGB (sittenwidriges Rechtsgeschäft) liegt nicht vor. 

Nichtig ist insbesondere ein Rechtsgeschäft, durch das jemand unter Ausbeutung der 
Zwangslage, der Unerfahrenheit, des Mangels an Urteilsvermögen oder erheblichen Willens­
schwäche eines Anderen sich oder einem Dritten für eine Leistung Vermögensvorteile ver­
sprechen oder gewähren lässt, die in einem auffälligen Missverhältnis zur Leistung stehen (§ 
138 Abs. 2 BGB). 

Wie die Beklagte im Rahmen ihrer persönlichen Anhörung im Termin zur mündlichen Verhand­
lung vom 15.11.2021 unter anderem ausgeführt hat, ist sie freiwillig und auf eigenen Wunsch 
in Begleitung ihrer Mutter zu der Veranstaltung in Oldenburg gefahren. 

Die Beklagte hat außerdem erklärt, es habe sich alles sehr verlockend angehört und auch einen 
seriösen Eindruck gemacht. Letztlich sei es dann zu der Unterschrift des Vertrages gekommen. 
Erst hinterher habe sie sich im Internet noch einmal schlau gemacht und in Erfahrung gebracht, 
dass die Firma doch nicht so seriös sei. 

Damit ist aber jedenfalls der Vertragsabschluss keineswegs unter Ausbeutung einer Zwangs­
lage oder der Unerfahrenheit der Beklagten erfolgt. 
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Auch ein Anfechtungsgrund im Sinne des § 119 BGB (Anfechtbarkeit wegen Irrtums) ist nicht 
gegeben. 

Ein beachtlicher Irrtum setzt voraus, dass der Erklärende unbewusst keine Kenntnis von dem 
wirklichen Inhalt seiner Erklärung hat. Das ist jedoch nicht der Fall, wenn er eine Erklärung 
ungelesen unterschreibt, oder einen Vertrag unterzeichnet, obwohl er einzelne Regelungen 
dessen nicht verstanden hat. 

Eine Anfechtung des Vertrages wegen arglistiger Täuschung (§ 123 BGB) greift ebenfalls nicht 
durch. 

Die Beklagte hat den Erhalt der Widerrufsbelehrung am 07.09.2019 gemäß des Empfangsbe­
kenntnisses (Anlage K 4) ebenso bestätigt, wie die Tatsache, dass der Daueranzeigenauftrag 
von ihr zur selbstständigen gewerblichen Tätigkeit als bereits tätiges, freiberufliches Model, d.h. 
als Unternehmer erteilt wird. 

Ebenfalls hat die Beklagte mit ihrer Unterschrift gemäß Anlage K 1 bestätigt, dass der Auftrag 
und das Informationsblatt von ihr gelesen worden sind und sie auf die Geschäftsbedingungen 
(Anlage K 1 a) hingewiesen wurde. Es ist damit keine Täuschung von Seiten der Klägerin zum 
Zwecke der Erregung oder Aufrechterhaltung eines Irrtums ersichtlich. 

Die Beklagte hat den Vertrag auch nicht wirksam widerrufen, da ihr weder ein gesetzliches noch 
ein vertragliches Widerrufsrecht zustand. 

Die Klägerin hatte durch Erstellung der Fotoaufnahmen von der Beklagten am 07.09.2019 mit 
der sofortigen Ausführung des Vertrages begonnen, so dass ein vertraglich zugebilligtes Wi­
derrufsrecht gegebenenfalls nach der Vereinbarung der Parteien bereits erloschen war (§ 356 
Abs. 5 BGB). 

Ein gesetzliches Widerrufsrecht gemäß §§ 312 b, 312 g, 355 Abs. 1 BGB stand der Beklagten 
nicht zu, weil sie bei Abschluss des Vertrags als Unternehmerin im Sinne des § 14 BGB gehan­
delt hat. Unternehmer ist gemäß § 14 BGB eine natürliche oder juristische Person oder eine 
rechtsfähige Personengesellschaft, die bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer 
gewerblichen oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit handelt. Verbraucher ist dagegen ge­
mäß § 13 BGB jede natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu Zwecken abschließt, das 
überwiegend weder ihrer gewerblichen, noch ihrer selbstständigen beruflichen Tätigkeit zug­
rechnet werden kann. Bei rechtsgeschäftlichem Handeln einer natürlichen Peron ist grundsätz­
lich anzunehmen, dass diese als Verbraucher auftritt. Voraussetzung ist aber, dass es sich um 
ein zu privaten Zwecken vorgenommenes Rechtsgeschäft handelt. Über die Zuordnung zum 
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privaten bzw. geschäftlichen Bereich entscheidet dabei nicht der Wille des Handelnden, son­
dern der Inhalt des Geschäfts, welcher durch Auslegung zu ermitteln ist. 

Die Leistungen der Klägerin sollen ausweislich der Vertragsunterlagen der selbstständigen Tä­
tigkeit der Beklagten als Model dienen, was sich bereits in der Überschrift der Vereinbarung als 
"gewerblicher Daueranzeigenauftrag zur selbstständigen/beruflichen Tätigkeit als Model" wider­
spiegelt. Die erstrebte Tätigkeit als Model war auch auf gewisse Dauer angelegt, was sich aus 
der vereinbarten Mindestvertragslaufzeit ergibt. Die selbstständige Arbeit als bezahltes Model 
stellt grundsätzlich ein Gewerbe und damit eine Tätigkeit im Sinne des § 14 BGB dar. Dass die 
Beklagte noch kein Gewerbe angemeldet hatte, vermag an ihrem Auftreten als Unternehmerin 
bei Vertragsunterzeichnung nichts zu ändern. 

Schließlich scheidet auch eine Kündigung des Vertrages durch die Beklagte aus. Aufgrund der 
wirksamen in den Vertrag einbezogenen Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Klägerin ist 
von einer Mindestvertragslaufzeit von 12 Monaten auszugehen. Der Anzeigenvertrag ist dann 
erstmalig mit einer Frist von 3 Monaten zum Ende des ersten Jahres kündbar, danach jährlich 
mit einer Frist von 3 Monaten vor Ende des jeweils nächsten Jahres (Buchstabe h) der Ge­
schäftsbedingungen). 

Die Beklagte hat hier eine rechtzeitige Kündigung versäumt, so dass die Kosten für ein Folge­
jahr angefallen sind. Diese betragen gemäß Buchstabe i) der Geschäftsbedingungen 399,00 € 
pro Jahr. 

Der Klage ist demnach stattzugeben. 

Der Zinsanspruch ergibt sich als Verzugsschaden aus §§ 286, 288 BGB. 

Als Verzugsschaden hat die Beklagte auch die geltend gemachten Auslagen (1,60 €), Mahn­
kosten (10,00 €) und eine Verzugspauschale (40,00 €) auszugleichen. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 ZPO. 

Der Ausspruch zur vorläufigen Vollstreckbarkeit ergibt sich aus §§ 708 Nr. 11, 711, 713 ZPO. 
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Streitwert: 399,00 €. 

Gegen diese Entscheidung ist eine Berufung nicht statthaft (§ 511 Abs. 2 ZPO). 

Richter am Amtsgericht 

Beglaubigt 
Jever, 29.12.2021 

•• 1, Justizangestellte 
als Urkundsbeamtin/Urkundsbeamter der Geschäftsstelle des Amtsgerichts 
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